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Institut für Rechtsmedizin der Universität München 
Aktuelle Fragen der Rechtsmedizin 
Pflicht zur ärztlichen Hilfeleistung 
auch beim Bilanzselbstmord? 
Widerspruch zwischen Zivil- und Strafrecht 
Die Frage der Hilfeleistungs­pflicht beim Selbstmörder stellt 
den herbeigerufenen Arzt immer 
wieder einmal vor Einzelfallent­
scheidungen, die er auf zumindest 
zwei oft widersprüchlichen Ebenen 
treffen sollte: 
Die erste Ebene soll hier in be­
wußt gesuchter Polarität als die ärzt­
liche Ebene bezeichnet werden. In 
sie gehen medizinische Kenntnisse 
ein, ferner die beruflichen, aber 
auch persönlichen Erfahrungen und 
Wertvorstellungen des Arztes und 
nicht zuletzt das konkrete Arzt-Pa­
tienten-Verhältnis mit dem daraus 
resultierenden Einzelfallwissen. 
Limitiert werden eventuelle 
Entscheidungsfreiräume dann auf 
einer zweiten Ebene, der juristischen 
Ebene, von der der Arzt aber auch 
umgekehrt in Problemkonstellatio­
nen eindeutige Richtlinien als Ent­
scheidungshilfe erwarten könnte. 
Diese Erwartung wird aber häufig 
enttäuscht, wenn die Frage gestellt 
wird : Wie verhalte ich mich als Arzt, 
wenn ich zu einem Patienten gerufen 
werde, der aus rational nachvoll­
ziehbaren Gründen einen Suizidver­
such unternommen hat und der ärzt­
liche Hilfe erkennbar —· zum Bei­
spiel mittels eines Patiententesta­
mentes — ablehnt? 
Starke Unsicherheiten 
im Grenzgebiet zweier 
selbständiger Rechtsgebiete 
Die Antwort auf diese Frage 
(„Der Arzt muß fast immer eingrei­
fen") ist zwar eindeutig, aber es wird 
dem Arzt sehr schwer gemacht, sie 
zu finden. Daß hier vielfach Rechts­
unsicherheit herrscht, und zwar 
auch bei Juristen, ist begründbar : 
Das Thema berührt den Grenzbe­
reich zweier selbständiger Rechtsge­
biete, die sich unabhängig vonein­
ander strukturiert haben und nun 
plötzlich feststellen, daß hier der ge­
meinsame Nenner verloren gegan­
gen ist. 
Priv.-Doz. Dr. med. R. Penning Prof. Dr. med. W. Eisenmenger Dr. med. P. Betz 
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Im Zivilrecht ist das Selbstbe­
stimmungsrecht des Patienten der 
Maßstab des Handelns: der mün­
dige Patient kann im Extremfall jede 
Behandlung auch dann ablehnen, 
wenn dies sein sicherer Schaden 
oder sogar Tod ist. Im Strafrecht 
hingegen ist der Schutz des mensch­
lichen Lebens das höchste Rechts­
gut, das kaum jemals zur Disposi­
tion steht. Dieser Widerspruch ist 
für den Arzt vielfach kaum ver­
ständlich. 
Ginge es nach der überwiegenden 
juristischen Literaturmeinung . . . 
Außerdem wird eines häufig 
übersehen: der Mediziner ist ge­
wohnt, daß Publikationen den 
Stand der Kenntnis darstellen (oder 
dies zumindest versuchen). Reine 
Meinungsäußerungen werden als 
solche gekennzeichnet. Dies ist bei 
den Juristen anders. Im juristischen 
Schrifttum ist streng zwischen Lite­
raturmeinung und Rechtsprechung 
zu unterscheiden. 
Zurverfügungstellung einer Suizid-
apparatur durch polizeiliche Verfü-
gung untersagt: Julius Hacke thai 
Literaturstellen, oft von re­
nommierten Hochschullehrern, aber 
auch von politisch interessierter 
Seite verfaßt, sind meist zweckge­
bunden. Ein Ergebnis wird vorgege­
ben und dann bestmöglich begrün­
det. Die Literaturmeinung hat des­
halb keinerlei normative Kraft. 
Selbst wenn die Literatur sich aus­
nahmsweise einig ist, wird sie häufig 
von der Rechtsprechung ignoriert; 
Paradebeispiel ist hier die grund­
sätzliche Qualifikation ärztlicher 
Eingriffe als Körperverletzung. 
Ginge es nach der überwiegen­
den juristischen Literaturmeinung, 
wäre der Arzt in einer beneidens­
wert einfachen Lage: Er müßte den 
ablehnenden Willen des Patienten 
zur Kenntnis nehmen und lebensret­
tende Maßnahmen unterlassen. Er 
hätte den Willen des mündigen Pati­
enten zu respektieren und dürfte — 
so vordergründig wird das dann for­
muliert — „sich nicht zum Herrn 
über das Schicksal anderer aufwer­
fen". 
Was gerne unterschlagen wird: 
Bis zu 95% der Suizide 
nicht aus freier Verantwortung! 
Kaum herausgestellt wi rd in 
der juristischen Literatur, daß dies 
allenfalls für den Bilanzselbstmord, 
den rational durchdachten, nach­
vollziehbaren, von keiner Depres­
sion beeinflußten Suizidentschluß 
gelten kann, der auf einer abgewo­
genen, gereiften Willensentschei­
dung beruht. Wird der Selbstmord­
versuch dagegen während einer Psy­
chose oder eines sonstigen depressi­
ven Syndroms von Krankheitswert 
gefaßt, liegt keine freiverantwortli­
che Willensentscheidung mehr vor. 
Der Wille zum Selbstmord ist dann 
unbeachtlich, und der Arzt muß in 
jedem Fall helfend eingreifen, auch 
wenn ihm ein Patiententestament 
mit allen nur denkbaren Rechtsfol­
gen droht. 
Hierzu wird in der juristischen 
Literatur auch gerne unterschlagen, 
daß der Großteil der Suizide — nach 
dem Schrifttum bis 95% — eben 
nicht freiverantwortlich ist und daß 
deshalb nur in der Minderzahl der 
Fälle die Hilfeleistungspflicht über­
haupt zur Diskussion steht. Auch 
wird die Frage einfach übergangen, 
wie denn ein im Notdienst gerufener 
Arzt beim Bewußtlosen das Fehlen 
jeder Depression feststellen soll. 
Diese Frage ist aber von eminenter 
Bedeutung, denn der zum Suizi­
denten gerufene Arzt ist im Straf­
recht ein sogenannter Garant. Als 
Garant kann er Straftaten auch 
durch Unterlassen von Maßnah­
men begehen, nicht nur durch ak­
tive Handlung; strafrechtliche Vor­
würfe gegen einen Arzt in diesem 
Zusammenhang werden deshalb in 
der Regel auf ein Tötungsdelikt 
hinauslaufen, nicht etwa „nur" auf 
unterlassene Hilfeleistung. 
Somit muß der Arzt, um straf­
rechtlich auf der sicheren Seite zu 
sein, zumindest in den Fällen, in de­
nen er nicht — und sei es nur aus 
Mangel an Information — von Frei­
verantwortlichkeit des Willens aus­
gehen kann, immer helfend eingrei­
fen. 
Bilanzsuizid: Was uns die Fälle 
Dr. Wittig und Hackethal lehren 
Nach der derzeit herrschen­
den Rechtsprechung muß er aber 
auch beim Bilanzselbstmord nahezu 
immer eingreifen. Geprägt wird 
diese heutige Rechtslage für den 
zum bewußtlosen Suizidenten geru­
fenen Arzt durch das sogenannte 
Krefelder Urteil des BGH, durch 
den „Fall Dr. Wit t ig" , ferner durch 
das Urteil des OLG München zum 
„Fall Hackethal". In beiden Fällen 
wurde zwar der Arzt nicht verurteilt 
bzw. nicht angeklagt. Beide Urteile 
betonen aber, daß es nur durch ganz 
extreme Einzelfallumstände hierzu 
kommen konnte. 
Dem vielfach publizierten 
Krefelder Urteil (z.B. NJW 1984, 
2639) lag kurz folgender Sachverhalt 
zugrunde: 
Eine 76jährige Frau, schwer 
herzkrank und kaum gehfähig, be-
1054 THERAPIEWOCHE 41, 17 (1991) 
LEITARTIKEL 
Mit Benfotiamin. Bei Polyneuropathien 
ging 8 Monate nach dem Tod ihres 
Mannes Suizid durch Einnahme von 
Barbituraten. Sie hatte ihre Ableh­
nung von Ret tungsmaßnahmen 
mehrfach schriftlich fixiert und auch 
mit ihrem Hausarzt besprochen. 
Dieser fand sie im Rahmen eines 
Routinebesuches bewußtlos auf und 
wartete 12 Stunden bei ihr, bis er 
den Tod feststellen konnte. Er er­
griff keine weiteren Maßnahmen. 
Der 3. Strafsenat des BGH be­
tonte hierzu 1984 in Fortsetzung der 
ständigen Rechtsprechung und aus­
drücklich gegen die Literatur, daß 
der Wille des Selbstmörders grund­
sätzlich unbeachtlich sei. Dies gelte 
insbesondere, weil über das Vorlie­
gen von Willensmängeln — sprich 
Depressionen etc. — nicht akut ent­
schieden werden könne. 
Richtlinien der BÄK bestätigt: 
Leben erhalten, solange 
Aussicht auf Besserung besteht 
Es sei grundsätzlich unzuläs­
sig, sich als Arzt dem Todeswunsch 
des Suizidenten zu beugen. Und so­
gar beim bewußtseinsklaren, aber 
schwer verletzten Suizidenten sei 
das Recht, über die Vornahme ärzt­
licher Eingriffe selbst zu bestimmen, 
aus übergeordneten Gründen einzu­
schränken. Wenn ein Suizident die 
Möglichkeit des Rücktritts endgültig 
verloren habe, sprich bewußtlos sei, 
müsse der Arzt einschreiten und in 
eigener Verantwortung entscheiden. 
Als Entscheidungsgrundlage 
werden ausdrücklich die Richtlinien 
der Bundesärztekammer zur Sterbe­
hilfe angegeben, nach denen die Er­
haltung des Lebens anzustreben ist, 
solange Aussicht auf Besserung be­
steht. (Im konkreten Fall wurde der 
Arzt nur deshalb nicht wegen einer 
Tötung auf Verlangen verurteilt, 
weil die Frau möglicherweise schon 
zum Zeitpunkt seines Eintreffens 
schwerste Schädigungen erlitten 
hatte.) 
Bezüglich einer unterlassenen 
Hilfeleistung erklärte der BGH, hier 
setzte nur der Tod des Opfers der 
Hilfspflicht Grenzen. Ein Selbst­
mord sei entgegen der herrschenden 
1056 
Literaturmeinung in jedem Fall als 
Unglücksfall anzusehen. Und liege 
keine freie Willensentscheidung vor, 
beginne die Rechtspflicht zur Hilfe­
leistung sogar schon mit Erkennen 
der Selbsttötungsabsicht (!). 
OLG München im Casus Hackethal: 
Wiegt der Wert des geopferten 
Lebens wesentlicher weniger 
als die Erlösung von den Qualen? 
Im sogenannten „Fall Hacke­
thal", der einer durch ein Malignom 
im Gesichtsbereich schwerst ent­
stellten, von Neuralgien gequälten, 
15mal operierten 69jährigen Frau 
das Zyankali zur Selbsttötung be­
reitgestellt hatte, setzte das O L G 
München im Urteil vom 31.7.87 
(NJW 1987, 2940) beinahe noch 
strengere Maßstäbe: Es erklärte 
zwar zunächst gegen den B G H , nach 
seiner Ansicht begrenze beim frei 
verantwortlichen Suizidenten des­
sen Selbstbestimmungsrecht die Ga­
rantenstellung des Arztes. Diese 
Freiverantwortlichkeit des Willens 
sei aber nur eine notwendige, allein 
jedoch nicht hinreichende Bedin­
gung für das Entfallen der Hilfs­
pflicht. 
Hinzukommen müsse, d a ß der 
Suizident für alle Beteiligten er­
kennbar so hoffnungslos leidet, daß 
seine Verfügung über das eigene Le­
ben nach den Grundsätzen des 
rechtfertigenden Notstands als ge­
rechtfertigt anzusehen ist, d a ß also 
der Wert des geopferten Lebens we-
sentlich weniger wiegt als der Wert 
der Erlösung von den Qualen. Dies 
aber sei im vorliegenden Fall aus­
nahmsweise gegeben gewesen. 
Relativierung des Schutzes des 
menschlichen Lebens als Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit... 
Auch andere Obergerichte 
entscheiden im Augenblick auf der 
dargestellten Linie. Das Bundesar­
beitsgericht erklärte 1979 (NJW 
1979, 2326) in bezug auf Lohnfort­
zahlung, ein Suizidversuch sei kein 
Verschulden gegen sich selbst, da 
die freie Willensbestimmung in der 
THERAPIEWOCHE 41 , 17 (1991) 
Regel zumindest erheblich einge­
schränkt sei. Und der Verwaltungs­
gerichtshof von Baden-Würt tem­
berg bestätigte 1990 ( N V w Z 1990, 
378) eine polizeirechtliche Verfü­
gung, die Hackethal die Zurverfü­
gungstellung einer Suizidapparatur 
für eine seit 4 Jahren weitestgehend 
gelähmte junge Frau untersagte. Die 
Relativierung des Schutzes des 
menschlichen Lebens sei eine Ge­
fahr für die öffentliche Sicherheit. 
Ferner ist die Nichthinderung des 
Suizids eines Jugendlichen durch ei­
nen Garanten, wie das O L G Mün­
chen (s.o.) ausdrücklich feststellte, 
immer als Totschlag zu qualifizie­
ren. 
. . . und klare Rechtspflicht zur 
ärztlichen Hilfe­
leistung in nahezu jedem Fall 
Ob diese Rechtslage bleiben 
wird, ist nicht ganz klar. Bereits 1987 
hatte der 2. Strafsenat des BGH 
(NJW 1988, 1532) ausdrücklich dar­
auf hingewiesen, daß er den freiver­
antwortlichen Suizidwillen für be­
achtlicher halte als der 3. Strafsenat 
im Fall Dr. Wittig. ( Im zugrundelie­
genden Fall war ein Arzt, der eine 
86jährige Suizidentin ohne weitere 
Maßnahmen sterben ließ, in erster 
Instanz vom Schwurgericht wegen 
Totschlags durch Unterlassen zu ei­
nem Jahr Gefängnis mit Bewährung 
verurteilt worden!). 
Da aber ein entsprechendes 
Grundsatzurteil bisher aussteht, 
muß der zum Suizidenten gerufene 
Arzt auch heute von einer klaren 
Rechtspflicht zur Hilfeleistung in 
nahezu jedem Fall ausgehen. Hier­
über sollte sich der Arzt insbeson­
dere auch dann im klaren sein, wenn 
er seine Entscheidung für oder ge­
gen Ret tungsmaßnahmen nicht al­
lein nach juristischen Maßstäben 
treffen wi l l . 
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